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derung der Bedarf an W ohnungen für 1961 bis 1976 
auf 3,7 Mill. Einheiten festgesetzt. W ährend für 1962 
139 000 W ohnungen geplant w aren (es wurden etwas 
mehr gebaut), steigt die Zahl in den folgenden Jah ­
ren stark an auf 250 000 für 1970 und 350 000 für 1976. 
Ungefähr 90 “/o aller in Spanien erstellten W ohnungen 
der letzten Jahre wurden im Zuge des sozialen W oh­
nungsbaus, d. h. mit direkter oder indirekter staat­
licher Unterstützung gebaut. In der Regel werden die 
W ohnungen oder Stockwerke einzeln verkauft, evtl. 
unter Gewährung kurzer Abzahlungsfristen. Da der 
großen Masse ein solcher Kauf in den seltensten Fäl­
len möglich ist, werden vor allem auch von den Ge­
werkschaften W ohnungen gebaut, für deren Abzah­
lung Fristen von 30 bis 50 Jahren gelten. Die schlechte 
Qualität ist ein großer Mangel der Sozialwohnungen.

G etcerkschaften u n d  S o z ia lp o litik

Im folgenden wollen wir untersuchen, welche Mög­
lichkeit der Arbeiterschaft durch die Gewerkschaften 
offensteht, eine Sozialpolitik mitzugestalten.

Die „sindicatos" („Gewerkschaften") erfassen alle Ar­
beitnehm er und Unternehmer in nach Wirtschafts­
zweigen gegliederten Nationalen Gewerkschaften und 
deren provinzialen und lokalen Untergruppen. Sie 
führen den Beinamen „vertikal", weil eine Gewerk­
schaft sowohl Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber ein­
schließt. Die „sindicatos“ sind zweigleisig organisiert: 
eine repräsentative Gruppe setzt sich aus den wirk­
lichen Arbeitgeber- und A rbeitnehm ervertretern zu­
sammen, während bei der politisch-administrativen 
die eigentliche Befehlsgewalt ruht, die in der Natio­
nalen Delegation der Gewerkschaften und den ent­
sprechenden Provinzdelegationen von den jeweiligen 
Chefs ausgeübt wird. Der Leiter einer solchen Dele­
gation ist politischer Funktionär und geht in der 
Regel noch immer aus der Falange hervor.

W enn die Falange als „Partei“ auch heute keinen 
großen Einfluß mehr im Staat besitzt, so stellt der 
fest organisierte gewerkschaftliche A pparat doch eine 
Kraft dar, mit der der Staat die ganze Arbeiter- und 
Unternehmerschaft in gewissem Umfang leiten und 
beeinflussen kann. Der politische Charakter der sindi-

catos erklärt zu einem Teil die überwiegende Abnei­
gung der Arbeiterschaft gegen die Gewerkschaften. 
Zum anderen erklärt sie sich daraus, daß der Arbeit­
nehm er in den sindicatos nicht eine seine Interessen 
vertretende Organisation sieht, sondern eine Institu­
tion, in der die Stimmen der Unternehmer und das 
Kapital überwiegen und bestimmen. Die Gewerk­
schaften sind zur Zeit zweifellos keine echte Reprä­
sentanz der Arbeitnehm er und ihrer Wünsche.

Diese Erkenntnis herrscht nicht nur in Arbeitnehmer­
kreisen. Selbst in den eigenen Reihen der Gewerk­
schaften werden immer wieder Stimmen zugunsten 
einer Reform laut (die allerdings bisher nie durchge­
drungen sind). Auch die Kirche wendet sich öffentlich 
gegen die sindicatos in ihrer derzeitigen Form. Es 
bestehen eigene Arbeiter- und Jungarbeiterorganisa­
tionen (von der Acción Católica und den Jesuiten 
abhängig), die versuchen, über die „Betriebsräte“ in 
den Betrieben Einfluß zu gewinnen. Die betreffenden 
A rbeiter erhalten eine Vorbereitung, die ihnen ihre 
Tätigkeit im Betrieb erleichtern soll. Allerdings ist 
die kirchliche Gruppe zahlenmäßig sehr klein. Da­
neben sind auch stärkere sozialistische Strömungen 
und Bewegungen unter der Arbeiterschaft vorhanden.

Reale Möglichkeiten haben diese Gruppen jedoch 
kaum. W enn sie innerhalb der sindicatos Fuß fassen, 
werden sie durch die politische Linie bei ihrer Arbeit 
behindert. Auch über die offizielle Linie ist die Beein­
flussung der staatlichen Sozialpolitik gering. Die ge­
werkschaftliche O rganisation selbst unterhält eine 
Reihe von „W erken" (obras), die w ertvolle Sozial­
arbeit leisten. Erwähnt seien die Berufsförderung, der 
W ohnungsbau, der Gesundheitsdienst, die allerdings 
alle eng mit den entsprechenden staatlichen Stellen 
Zusammenarbeiten, und das Erholungs- und Ferien­
w erk „Educación y  Descanso". Diese soziale Betäti­
gung darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß den 
Gewerkschaften infolge ihrer Zwischenstellung zwi­
schen Staat, Kapital und Arbeitnehmerschaft Fesseln 
für eine k lar ausgerichtete und zielstrebige Sozial­
politik angelegt sind. Vielleicht vertritt heute das 
Arbeitsministerium mehr die Interessen der Arbeiter­
schaft — zumindest w irksamer — als die eigentlichen 
Gewerkschaften.

Das System der schwedischen Altersversorgung

Dr. Peter Leithoff, Stockholm

Die Bestimmungen über die staatliche A ltersversor­
gung und die staatliche Krankenversicherung sind 

in einem „Allgemeinen Versicherungsgesetz" (lagen 
om allmän försäkring) zusammengefaßt worden, das 
am 1. Januar 1963 in Kraft getreten ist. Die gesetz­
liche Koordinierung der wichtigsten sozialrechtlichen 
Vorschriften gibt Anlaß, im folgenden diesen Teil des 
schwedischen Sozialwesens nach seinem neuesten 
Stand, jedoch mit Beschränkung auf die A ltersversor­
gung, darzustellen. Versichert sind dem Gesetz zufolge

alle schwedischen Staatsangehörigen sowie Auslän­
der, die in Schweden einen festen W ohnsitz begrün­
det haben.

B erechnung  d e r  A ltersversorgung  
nach zw e i e in a n d er  erg ä n zen d en  System en

Die A ltersversorgung gründet sich auf zwei einander 
ergänzende Systeme: die sog. Volkspension (VP) und 
die sog. Zusatzpension (ZP). Die Leistungen beider 
Systeme bauen auf einem wertbeständigen „Grund­
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betrag“ auf, gegenwärtig 4700 skr, der von der Regie­
rung fü r' jeden laufenden M onat nad i folgendem 
Sdiema festgesetzt wird; 4000 skr multipliziert mit 
der Zahl, die das Verhältnis zwisdien der am tlidien 
Preisindexziffer vor drei M onaten und September 
1957 =  100 angibt. Eine Veränderung dieser Zahl be­
w irkt jedodi eine Änderung des Grundbetrages nur 
dann, wenn sie seit der letzten Grundbetragsänderung 
um mindestens 3®/o größer oder kleiner geworden ist.

Die Leistungen der VP sind unabhängig vom Einkom­
men des Versidierten, während die Leistungen der ZP 
sidi nadi der Einkommenshöhe staffeln. Hödistes 
pensionsbegründendes Einkommen im Sinne des Ge­
setzes ist dasjenige Einkommen aus der Erwerbs­
tätigkeit der aktiven Jahre, das zwisdien dem Grund­
betrag und der Zahl 7,5 multipliziert mit dem Grund­
betrag liegt. Dieses Einkommen wird in Pensions­
punkte umgeredinet, und zwar in der W eise, daß 
man es durdi den Grundbetrag für den Monat Januar 
des betreffenden Einkommensjahres dividiert. Ausge- 
d rüdit werden die Pensionspunkte in zwei Dezimal­
stellen mit 6,50 als oberster Grenze. Beispiel: bei 
einem Grundbetrag von 5000 skr und einem pensions­
begründenden Einkommen von 15 000 skr erhält man
3,00 Pensionspunkte. Die so für jedes Einkommens jahr 
erredineten Pensionspunkte w erden dem V ersidierten 
vom 17. bis zum 66. Lebensjahr gutgesdirieben, bei 
Ehegatten, die beide eine Erwerbstätigkeit ausüben, 
für jeden Gatten gesondert.

Die Pensionsleistungen sowohl der VP als audi der 
ZP bestehen aus:

a) A ltersversorgung,
b) vorzeitiger A ltersversorgung,
c) Familienpension und
d) Zusatzleistungen.

Das Pensionsalter ist normalerweise 67 Jahre. Die 
A ltersversorgung der VP wird allen V ersidierten un­
abhängig vom Einkommen in gleidier Höhe zuteiL Sie 
beträgt für Alleinstehende 90 Vo und für Ehegatten, 
die beide das Pensionsalter erreidit haben, 135 Vo des 
im Zeitpunkt der Zahlung aktuellen Grundbetrages. 
Für die Beredinung der Altersversorgung der ZP ist 
der D urdisdinitt der in den „besten" 15 Jahren  der 
E rw erbstätigkeit angesammelten Pensionspunkte maß­
gebend. Die A ltersversorgung beläuft sidi näm lidi auf 
jäh rlid i 60 Vo des Grundbetrages, multipliziert mit 
dem so erredineten Durdisdinittspensionspunkt.

B e i s p i e l ;  Der  D urdisdinittspensionspunkt ist 3,00, der 
G rundbetrag im M onat der Pensionierung 5000 skr. Die ZP- 

■ Pension beträg t in  diesem Fall m onatiidi 750 Kronen, wobei 
durdi die Bindung des Grundbetrages an den Preisindex die 
W ertbeständigkeit gew ährleistet ist.

Um in den Genuß der vollen A ltersversorgung im 
Rahmen der ZP zu gelangen, muß der Versidierte 
Pensionspunkte für mindestens 30 Jahre  gesammelt 
haben. Für jedes fehlende Jahr reduziert sidi die Pen­
sion um Vso. Für die Jahrgänge 1896 bis 1923 gibt es 
jedodi übergangsvorsdiriften, die u. a. beinhalten, 
daß Angehörige der Jahrgänge 1914 bis 1923 trotz 
Niditerfüllung der genannten 30-Jahr-Regel die volle

Pension erhalten. Der Versidierte ist bereditigt, die 
Pensionsleistungen der VP und ZP bereits im Alter 
von 63 Jahren in Ansprudi zu nehmen. In diesem Fall 
vermindert sidi der gesamte Versorgungsbetrag um 
0,6 Vo für jeden Monat, um den der V ersidierte bei 
Beginn der Zahlung jünger als 67 Jah re ist. Umge­
kehrt darf der Anfang der Pensionierung bis zum 
Alter von 70 Jahren hinausgesdioben werden, wobei, 
sidi für jeden Monat, den der Versicherte älter als 
67 Jahre ist, die Bezüge um 0,6 Vo erhöhen.

Jährlidie Altersversorgung aus der Zusatzpension
(P ensionsalter: 67 Jahre)

Jahreseinkom m en aus Erw erbstä tigkeit in  sk r
L&jttur

10 000 15 000 25 000 ' 35 250 
u. m ehr

1896 312 612 1 212 1 824
1900 943 I 848 3 648 5 484
1910 2 544 4 944 9 744 14 640
1914 od. sp ä te r 3 180 6 180 12 180 18 300

Hinzu treten die Leistungen aus der VP, die gegen­
wärtig jährlid i für Alleinstehende 3325 skr und für 
Ehepaare 5210 skr betragen. Die Familienpension der 
ZP (Witwe und Kinder unter 19 Jahren) erbringt für 
die obigen Einkommenskategorien zur Zeit folgende 
Jahressätze:

Leistungen der Familienpension

Einkommen
Zahl der pensionsbered itig ten  H interbliebenen

1 2 3 4 5

10 000 1 272 1 584 1908 2 220 2 544
15 000 2 472 3 084 3 708 4 320 4 944
25 OOO 4 872 6 084 7 308 8 520 9 744
32 250 u. m ehr 7 320 9 144 10 980 12 804 14 640

Audi hier treten Leistungen aus der VP hinzu, und 
zwar in Höhe von 3325 skr für die W itwe und in 
Höhe von 1000 skr für jedes Kind unter 16 Jahren.

F in a n z ie ru n g  d e r  A ltersversorgung

Für die Altersversorgung im Rahmen der VP zahlt 
der V ersidierte einen Beitrag in Höhe von 4Vo seines 
zur staatlidien Einkommensteuer veranlagten Ein­
kommens, jedodi hödistens 600 skr im Jah r sowohl 
für Ledige als audi Ehepaare zusammen. Diese Ver- 
sidiertenbeiträge, die mit der Steuer eingezogen w er­
den, dürften etwa ein Drittel der Gesamtkosten 
dedcen. Die restlidie Finanzierung trägt der Staat, zu 
einem geringen Teil audi die Gemeinden (kommunale 
Wohnungszusdiläge).

Die Finanzierimg der Altersversorgung im Rahmen 
der ZP obliegt, soweit der V ersidierte Arbeitnehmer 
ist, allein dem A rbeitgeber und, soweit es sidi um 
den Angehörigen eines selbständigen Berufes handelt, 
allein dem Versidierten. Der A rbeitgeber zahlt seinen 
Beitrag an die Reidisversidierungsanstalt, bei den 
selbständigen V ersidierten w ird er mit der Steuer 
eingezogen. Die Höhe des Beitrags wird für jedes 
Jahr von Regierung und Reidistag bestimmt. W äh­
rend für Arbeitnehm er die Zugehörigkeit zur ZP obli- 
gatorisdi ist, besitzen Angehörige selbständiger Be­
rufe ein A ustrittsredit. Eine soldie A ustrittserklärung
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kann widerrufen werden, jedodi frühestens nadi fünf 
Jahren. Ein erneuter A ustritt ist danadi nidit mehr 
gestattet.

Schnelles Anwachsen des staatlichen Pensionsfonds 
und seine Auswirkungen

Die von den Arbeitgebern abzuführenden ZP-Beiträge 
dürften während der Fünfjahresperiode 1965—1969 
um jährlid i 0,5 ”/o ansteigen. Da sidi die Prämie gegen­
wärtig auf 6 “/o des pensionsbegründenden Einkom­
mens beläuft, wird sie im Jahre 1969 somit 9,5 Vo 
erreidit haben (1964: 7 “/o). Das Kapital des „Allge­
meinen Pensionsfonds“, dessen Nominalwert am 
31. Dezember 1962 bereits 2,6 Mrd. skr betrug, wird 
dem entsprediend von 10,4 Mrd. skr im Jahre 1965 auf 
30,1 Mrd. skr im Jahre 1969 anwadisen — dies unter 
der Annahme, daß Lebenshaltungskosten und Realein­
kommen um jährlid i 2 bzw. 3Vo zunehmen und das 
Kapital mit 4 Vo verzinst wird. Der Anteil des Ver- 
sidierungsfonds an den gesamten sdiwedisdien Brutto­
investitionen dürfte sidi — bei unveränderter Rela­
tion zwisdien Bruttoinvestitionen und Bruttosozial­
produkt :— gleidizeitig von 9 auf 12Vo erhöhen. Die 
Ausleihungen aus diesem Fonds verteilen sidi gegen­
wärtig mit 50,8 “/o auf W ohnungsbaukredite, mit
25,0 Vo auf Kredite für das W irtsdiaftsleben, mit 12,0 ”/o 
auf Kredite an Gemeinden und mit 8,3 “/o auf Staats­
kredite.

Das sdinelle Anwadisen des staatlidien Pensionsfonds 
hat die Frage aufgeworfen, ob sidi der dironisdie 
M angel Sdiwedens an langfristigem Kapital in abseh­
barer Zeit nidit in ein Überangebot verwandelt, das 
die Fondsverwaltung vor Placierungssdiwierigkeiten 
stellt. Prämieneinnahmen im Jahre 1969 in Höhe von 
rund 5 Mrd. skr dürften dann Pensionszahlungen in 
Höhe von lediglidi etwa 0,8 Mrd. skr gegenüberste­
hen. Vergleidisweise sei erwähnt, daß die gesamte 
Nettokreditaufnahme des Staates, der Gemeinden, des 
W ohnungsbaus und des W irtsdiaftslebens in den ver­
gangenen Jahren  durdisdinittlidi jährlidi 4 bis 5 
Mrd. skr erreidite. Sdion heute ist jedenfalls voraus­
sehbar, daß der ZP-Fonds in adit Jahren auf dem 
sdiwedisdien Kapitalmarkt eine dominierende Stel­
lung einnehmen wird.

Ob und in weldiem Umfang das private Sparen von 
dem staatlidien Altersrentensystem  beeinflußt wird, 
läßt sidi dagegen nodi nicht beurteilen. Es fehlt nidit 
an Stimmen, die meinen, die Einkommensüberführung 
von den „aktiven“ auf die „passiven“ Jahrgänge 
werde die Konsumfreudigkeit steigern und so zu einer 
Verminderung der Sparneigung führen. In diesem 
Fall stände dem Anwadisen des Pensionsfonds ein 
Negativposten unbekannter Größenordnung entgegen. 
Für möglidi erad itet man aber audi, daß dieses An­
wadisen auf Kosten des Unternehmersparens vor sidi 
gehen wird.

Weltweite Bewegungen des amerikanischen Privatkapitals
Dr. Edcard Imhof, Los Angeles

Die weltweiten Bewegungen des am erikanisdien 
Privatkapitals sind eines der interessantesten 

Phänomene des letzten Jahrzehnts und haben w eittra­
gende politisdie und w irtsdiaftlidie Bedeutung. Ur­
sadien und W irkungen dieses Kapitalstroms bilden 
den Gegenstand dieser Studie. Um den Problemkreis 
deutlidier beobaditen zu können, ist audi eine quan­
titative Untersudiung und statistisdie Gegenüberstel­
lung notwendig. Besonderes Augenmerk wird den 
am erikanisdien Direktinvestitionen in der Bundes­
republik Deutsdiland und den in der EWG verbun­
denen N adibarstaaten zugewendet.

Mannigfache Gründe für den großen Dollarstrom

Die Gründe für den großen Dollarstrom w aren man- 
nigfadi und haben sidi mit den w irtsdiaftlidien Ge­
gebenheiten geändert. In Entwidilungsländern galt es 
im wesentlidien, Rohstoffquellen zu sidiern. W äh­
rend der ersten Jahre des W iederaufbaus hatten die 
meisten europäisdien Länder sd iier unüberwindlidie 
Devisen- und Einfuhrbesdiränkungen. Am erikanisdie 
Firmen konnten einzelne M ärkte nur mit lokalen Er­
zeugnissen bedienen. Die Gewinne, die nidit repa­
triiert werden konnten, mußten an Ort und Stelle 
w ieder investiert werden. Mit zunehmendem W ohl­
stand wudis jedodi der Bedarf an amerikanisdien

Konsumgütern, modernen Apparaten, Automobilen 
und leistungsfähigen M asdiinen besonders stark. Die 
US-Industrie erkannte, daß Europa mit einer doppelt 
so hohen W adistum srate weit bessere Entwidilungs- 
möglidikeiten bot als der stagnierende amerikanisdie 

' Markt.

Die europäisdie Integration eröffnete ungeahnte Per­
spektiven. Immer mehr am erikanisdie Firmen zogen 
die Konsequenzen und erriditeten Toditergesellsdiaf- 
ten in Europa. Diese" Tendenz wurde von den meisten 
europäisdien Staaten, einsdiließlidi Frankreidis, das in 
der letzten Zeit eine wadisende Resistenz beweist, 
durdi großzügige Werbemaßnahmen — steuerlidie 
Begünstigungen, Grundstüdissdienkungen etc. — ge­
fördert. Die Bundesrepublik hat allerdings, obwohl 
sie keinerlei Anstrengungen in dieser Riditung unter­
nommen hat, mehr US-Kapital angelodit als die emsig 
werbenden Nadibarstaaten.

Günstige Produktionskosten

Besondere Anziehungskraft hatten audi die günsti­
geren Produktionskosten. Das National Industrial 
Conference Board hat versucht, durdi eine verglei- 
diende Studie, die auf einer Befragung mehrerer hun­
dert Großindustrien beruht, das Kostengefälle zu
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